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Einwendung gegen das Planfeststellungsverfahren für den Neubau eines Zuführungsgleises zur Abstellanlage Köln-Nippes (Amtsblatt Nr. 20 vom 14.05.2008)

Sehr geehrte Damen und Herren,

als Bewohner der  “Autofreien Siedlung - Stellwerk 60“ sehen wir unsere Belange durch die Planung erheblich berührt.
1. Wir wären von der geplanten Maßnahme durch folgende Einflüsse persönlich betroffen:

1.1.
Lärmbelastung

Das Gutachten (s. Kap. 7.1) prognostiziert eine erhebliche Zunahme des Zugverkehrs. Im Einzelnen weist es auf:

nachts

	Strecke
	Zugbewegungen Ist
	Prognose
	Prognose/Ist (%)

	2620
	38
	70
	184

	2610
	30
	26
	87

	2615
	28
	44
	157

	2610/2618
	6
	44
	733

	Summe
	97
	164
	170


tagsüber

	Strecke
	Zugbewegungen Ist
	Prognose
	Prognose/Ist (%)

	2620
	188
	214
	114

	2610
	102
	120
	118

	2615
	23
	34
	148

	2610/2618
	32
	32
	100

	Summe
	345
	400
	116


Diese Zunahme des Zugverkehrs wird zu einer erheblichen Mehrbelastung durch insbes. nächtlichen Lärm führen. Neben den normalen Fahrgeräuschen ist noch die erhebliche Belastung durch die Überfahrung von dann zwei Weichen mit kleinem Kurvenradius zu berücksichtigen, die durch die als Lärmminderungsmaßnahme vorgeschlagene Geschwindigkeitsbegrenzung noch verstärkt wird. Dies können wir bereits jetzt bei der Abstellung der S6 auf dem vorhandenen Abstellgleis hören, insbesondere da die Deutsche Bahn auf dieser Linie seit Jahren veraltete Züge einsetzt: Zunächst fuhren noch als S12 Riga-K-Waggons mit Loks der Baureihe 143, aktuell als Linie S6 x﷓Wagen bespannt mit Loks der Baureihe 143. Diese Loks stammen aus den 70er Jahren und wurden von der Deutschen Reichsbahn der DDR übernommen.

Das Gutachten weist darauf hin, dass bereits zum jetzigen Zeitpunkt die nächtlichen Pegelwerte an 105 Messpunkten über den „derzeit diskutierten Pegelwerten“ liegen (Schalltechnisches Gutachten, Anlage 13.1, Kap. 7.3). Diese Pegel-Grenzwerte sind im Gutachten nicht eindeutig definiert, sondern sogar widersprüchlich (s. Tabelle 1 vs. Angaben im Text). Die 16. BlmSchV gibt als Grenzwerte für reine Wohngebiete nachts 49 dB(A) an. Somit besteht sowohl aufgrund der absoluten Schallpegel, als auch aufgrund der prognostizierten Zunahme des nächtlichen Pegels um bis zu 18 dB(A) grundsätzlich Anspruch auf Schallschutzmaßnahmen. Hierbei ist es aber bei weitem nicht ausreichend, nur passive Schallschutzmaßnahmen durchzuführen, da zu deren Wirksamkeit sämtliche Fenster ständig geschlossen sein müssten, eine Voraussetzung, die der allgemeinen Lebenspraxis entgegensteht.

An der Vorhabensbeschreibung behauptet der Vorhabensträger, dass für die Prüfung, ob ein Anspruch auf Schallschutzmaßnahmen besteht, lediglich die neu zu bauenden Gleise zu berücksichtigen wären. Es handelt sich aber um einen Neubau eines Gleises, so dass nach der 16. BImSchV die Emission der gesamten Strecke, also auch der Bestandsstrecke, zu berücksichtigen ist.

Auch die Schallbelastung tagsüber würde aufgrund der prognostizierten Verkehrszunahme deutlich steigen, was den Nutz- und Erholungswert der Grünflächen und Hausgärten erheblich mindern würde. Entgegen der Behauptungen des Gutachtes bestehen sehr wohl etablierte Grenzwerte in der 16. BImSchV, diese Grenzwerte für den Tag von 59 dB(A) werden auch laut schalltechnischem Gutachten überschritten werden.

Neben den zunehmenden Lärmbelastungen werden auch die Erschütterungen deutlich zunehmen, was durch keine Lärmschutzmaßnahme gemildert wird.

Darüber hinaus sollen auch Dieselloks die südliche Zuführung befahren, bisher werden die Gleise 2610 (Fern- und Regionalpersonenverkehr) und 2620 (S-Bahnverkehr) nur von elektrisch angetriebenen Zügen befahren. Diese Dieselloks werden zu einer erhöhten Schadstoffemission und zu sehr hohen nächtlichen Spitzen-Schalldruckpegeln führen, insbesondere wenn die Rampe in Steigungsrichtung befahren wird.

In sofern ist das schalltechnische Gutachten nicht sachgerecht und somit unglaubwürdig.

Vollkommen unberücksichtigt bleibt im Gutachten die erhebliche Lärmbelastung durch den Bauverkehr während der Bauphase. Im Bereich der südlichen Zufahrt über die Werkstattstraße wohnen zahlreiche Familien mit Kindern, die beidseits der Straße gelegene Spielplätze nutzen. Dies veranlasste die Stadt Köln, die zulässige Höchstgeschwindigkeit auf 10 km/h zu begrenzen und bauliche Veränderungen zur Verkehrsberuhigung zu planen. Der geplante Bauverkehr würde den Weg zwischen Eisenbahnbundesamt und Integrationswerkstatt nehmen und somit unmittelbar an den Gärten von Einfamilienhäusern entlang führen. Welcher Verkehr über die südliche Zufahrt geplant ist, wird in den Unterlagen verschwiegen.

1.2.
Belastung durch Feinstaub

Das vorgelegte Gutachten trifft keine nachvollziehbaren Aussagen zur Feinstaubbelastung. Einerseits wird als Grundlage ein Gutachten der schweizerischen BUWAL zitiert mit den Angaben, dass es sich nur um erste Schätzungen handelt. Auf dieser unsicheren Datengrundlage wird dann später behauptet, dass die Grenzwerte für die Feinstaubbelastung „sicher unterschritten“ würden.

Außerdem werden für Behauptungen über Einhaltung von NOx-Grenzwerten verkehrsreiche Autostraßen herangezogen, die sicherlich nicht mit der lokalen Situation an einer Schienenverkehrsstrecke, die auch durch Dieselloks befahren wird, vergleichbar sind.

Die dargestellten Windstatistiken aus Chorweiler und Rodenkirchen sind für die lokalen Gegebenheiten vollkommen irrelevant, da aufgrund der dichten Bebauung viele unterschiedliche Windschneisen bestehen.

Wir erwarten aufgrund der prognostizierten Verkehrsmengen incl. Dieselbetrieb und Steigungs- bzw. Gefällefahrten erhebliche Feinstaubemissionen. Im Netz der Deutschen Bahn sollte es genug Referenzmesspunkte geben, anhand derer Werte die zu erwartende Feinstaubbelastung sicherer zu prognostizieren wäre.

Besonders problematisch wird die zu erwartende Feinstaub- und Stickoxydbelastung dadurch, dass unmittelbar neben der geplanten Trasse mehrere Kinderspielplätze liegen, die von unseren Kindern häufig genutzt werden. Ebenfalls betroffen wäre auch die im nördlichen Teil des Neubaugebiets entstehende Kindertagesstätte, deren Außengelände von der Lärmsteigerung und der erhöhten Feinstaubbelastung erheblich beeinträchtigt wäre. 

Wiederum werden die Belastungen durch den Bauverkehr im Gutachten nicht berücksichtigt.

1.3.
Erscheinungsbild

Das Erscheinungsbild unserer unmittelbaren Umgebung würde nachhaltig verunstaltet. Die ohnehin schon spärlichen öffentlichen Grünflächen in der Umgebung würden noch einmal erheblich reduziert und entwertet durch dauerhafte Zerstörung von Bäumen und Sträuchern entlang der Rampe sowie Zerstörungen durch den Baubetrieb.

1.4.
Gefährdung für Leib und Leben

Es ist geplant, die neu zu bauende Trasse mit einem 2 Meter hohen Stahlgitterzaun einzuzäunen. Da die neue Trasse abgeböscht sein soll, geht von diesem Bauwerk trotz dieses Zauns eine erhebliche Gefährdung für die zahlreichen Kinder des Wohngebietes aus, die die Böschung hinaufklettern, den 2 Meter hohen Zaun überklettern und so auf die Bahngleise gelangen könnten. In den 46 Reihenhäusern im südlichen Bauabschnitt des Neubaugebietes „WestSite“ gibt es ca. 60 Kinder im Alter unter zwölf Jahren.

Der Bauverkehr durch eine kinderreiche Siedlung gefährdet Leib und Leben der dort wohnenden Personen.

1.5.
Wertminderung

Durch o.g. Beeinträchtigungen durch das Vorhaben würde sich der Wert unseres Grundstücks wesentlich reduzieren. Dementsprechend würden wir auch Entschädigungsansprüche gegenüber der Deutschen Bahn geltend machen.

1.6.
Beeinträchtigung der Umwelt

Die Rampe verbaut Brückenbögen und viele Mauerritzen des erhöhten Bahndamms. In diesen Hohlräumen leben Fledermäuse, die in der Dämmerung und nachts in unsere Siedlung beobachtet werden können. Offenbar haben sie in der Mauer und ihren Nischen ihr Quartier. Das Vorhandensein von Fledermäusen, die inklusive des Abendseglers und der Zwergfledermaus in der FFH-Richtlinie der EU aufgeführt sind, wird in dem Gutachten fälschlicherweise verneint (siehe Tabelle 9 des Gutachtens des Planungsbüros Drecker). Art. 12 der FFH-Richtlinie verbietet jedoch jegliche Störungen, d.h. jede Beschädigung oder Vernichtung der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der Fledermäuse. Durch die Bauarbeiten der letzten Jahre haben sie offenbar nur noch in diesem Bereich eine Rückzugsmöglichkeit. Ebenso werden in dem Gutachten in dem Bereich lebende bedrohte Schmetterlings- und Vogelarten verschwiegen.

Der alte Baum- und Strauchbestand am Bahndamm (Linde, Eberesche, Vogelkirsche, Salweide, Pappel, Birke, Holunder) würde zerstört.

Dieser alte Bestand ist nach den umfangreichen und noch andauernden Baumaßnahmen auf dem Gelände des ehemaligen Eisenbahnausbesserungswerks einer der letzten alten Grünbestände und trägt wesentlich dazu bei, dass in unserer Nähe zahlreiche Vogelarten leben, z.B. Rotkehlchen, Kohlmeise, Blaumeise, Schwanzmeise, Stieglitz, Hausrotschwanz, Grauschnäpper, Heckenbraunelle. Auch können am Bahndamm auf Höhe der geplanten Rampe zahlreiche Schmetterlingsarten (Pfauenauge, großer Admiral, Kohlweißling, Schwalbenschwanz, Bläuling) beobachtet werden.

Das Gutachten ist somit auch und insbesondere in diesem Abschnitt unvollständig und fehlerhaft.

2.
Alternativvorschläge

Besonders schwer wiegt, dass sich der Gutachter keine Mühe macht, Alternativmöglichkeiten konkret abzuwägen, sondern stets nur pauschal verneint. Dabei ergeben sich schon bei genauerer Betrachtung der ausliegenden Planungsunterlagen durchaus realistische Möglichkeiten. So könnte die Abstellanlage Köln-Nippes bereits über eine bisher stillgelegte Weiche am Bahnkilometer 2,5 der Strecke 2615 angebunden werden. Hier entstünde zwar keine kreuzungsfreie Anbindung, da der Verkehr in die Abstellanlage aber zu Betriebsbeginn und Betriebsschluss stattfindet, also zu verkehrsschwachen Zeiten, sollten diese Kreuzungsvorgänge ohne große Beeinträchtigungen des Verkehrs möglich sein. Das fehlende Wartegleis könnte über eine Verlängerung des bestehenden Abstellgleises der S6 und eine neu zu erstellende nördliche Anbindung realisiert werden. Die Wendung der S6 würde dann erst jenseits der Haltestelle Geldernstraße/Parkgürtel erfolgen. Aufgrund des deutlichen Bevölkerungszuwachses im Einzugsgebiet dieser Haltestelle wäre dies auch aus Sicht der ÖPNV-Kunden wünschenswert, würde dort der Zugtakt doch auf einen 10-Minuten-Takt verdichtet.

Diese Alternative wäre für die Deutsche Bahn weitaus kostengünstiger und deutlich weniger eingreifend.

Wegen zahlreicher Fehler und Unvollständigkeiten ist das Gutachten insgesamt für uns nicht glaubhaft und wird von daher von uns nicht anerkannt. Es darf nicht zur Grundlage eines Planfeststellungsbeschlusses im Sinne der Deutschen Bahn gemacht werden. Das Gutachten beschränkt sich fast ausschließlich auf die Untersuchung der Auswirkungen der südlichen Zuführung. Die Gesamtmaßnahme, d.h. Bau des südlichen Zuführungsgleises und Bau der Abstellanlage (Gleise 1-12), führt jedoch zu einem massiven Anstieg des Zugverkehrs inmitten eines Wohngebietes, da dort ein Großteil der S-Bahnen und Regionalzüge, die im Großraum Köln beginnen oder enden, abgestellt werden sollen. Es handelt sich – neben dem Altbestand der Wohnungen im sog. Sechzigviertel – um ein großes Neubaugebiet.

Allein im Stellwerk 60 werden nach Bezug aller Wohnungen und Häuser mehr als 1.000 Menschen leben, im südlichen Abschnitt (Neubaugebiet Werkstattstraße) stehen 46 Einfamilienhäuser mit über 150 Bewohnern, im Wohngebiet “WestSide“ werden auch deutlich mehr als 1.000 Menschen leben. Wie der Gutachter da von „wenigen Betroffenen“ reden kann, ist nur insofern nachvollziehbar, als unser Wohngebiet auf keinem der Pläne, die dem Gutachten zugrunde liegen, korrekt verzeichnet ist.

Ein Gesamtgutachten zur Überprüfung der Auswirkungen der gesamten Maßnahme, die neben den alleinigen wirtschaftlichen Interessen der Deutschen Bahn auch die Interessen der Betroffenen angemessen würdigt, ist dringend nötig. Es sollten dann auch erneut Alternativstandorte untersucht werden, die nicht in Wohngebieten liegen, wie z.B. Hürth-Kalscheuren. Dieser Alternativstandort wurde nur aufgrund von höheren Baukosten verworfen. In einem solchen Gutachten sollte auch auf die Verwendung von realistischen Messgrößen geachtet werden. Es ist z.B. vollkommen lebensfremd, für die Beurteilung der nächtlichen Lärmbelastung gemittelte Werte zu verwenden. Für den ungestörten Nachtschlaf ist eben nicht der mittlere Lärmpegel maßgeblich, sondern die Höhe und Häufigkeit von Spitzenpegeln.

Zusammenfassend lehnen wir das Vorhaben ab. Der Planfeststellungsbeschluss sollte nicht ergehen. Der Vorhabensträger sollte erneut die bereits genannten Alternativen überprüfen.

Hilfsweise beantragen wir für den Fall, dass der Planfeststellungsbeschluss ergeht:

Es sollten Auflagen erlassen werden:

· dass aktive Lärmschutzmaßnahmen von der Bahn-Überführung über die Hartwichstraße bis zur Überführung über den Gürtel (Parkgürtel bzw. Mauenheimer Gürtel) errichtet werden, und zwar sowohl entlang der Bestandsstrecke, als auch entlang der neuzubauenden Gleise.

· dass nicht mehr als die in den Unterlagen genannten Zugbewegungen stattfinden.

· dass die Rampe erst hinter dem Gebäude des Eisenbahnbundesamtes beginnt, um den Fußweg und die Grünflächen in ihrem bisherigen Umfang zu erhalten.

3.
Begleitumstände des Verfahrens

Im Übrigen sind wir über die Begleitumstände dieses Planfeststellungsverfahrens sehr erstaunt.

Zahlreiche Bewohner des Stellwerks 60 haben sich für den Kauf einer Wohnung bzw. eines Hauses entschieden, da das Wohngebiet als familienfreundlich, ruhig und dennoch stadtnah beschrieben wurde. Die Entscheidung des größten Teil der Bewohner, auf die Benutzung eines Pkws zu verzichten, um die Qualität des Wohnumfeldes zu verbessern, zeigt ein großes ökologisches Bewusstsein. Zu Recht wurde mit dem Projekt der autofreien Siedlung von Seiten der Stadt Köln Werbung gemacht. Von der Konrad-Adenauer-Stiftung wurde sie als beispielhaft ausgezeichnet, ebenso erhielt sie eine Prämierung von der Initiative “Deutschland-Land der Ideen“. Der Ausbau der naheliegenden Bahntrasse steht im absoluten Widerspruch zu den Werbeslogans, mit denen  das Projekt “Stellwerk60“ beworben wird.

Die Veröffentlichung des Vorhabens liegt zeitlich sehr nahe am Abschluss der letzten notariellen Kaufverträge für Eigenheime. Im Gegensatz zu vielen anderen Bauvorhaben in der Stadt ist dieses Vorhaben nicht auf den Internetseiten der Stadt Köln veröffentlicht.

Sollte der Stadt daran gelegen sein, dass Familien mit Kindern auch weiterhin in Köln wohnen wollen und nicht nach Pulheim, Brühl oder Bergisch Gladbach abwandern, so sollte sie solch gravierende Eingriffe in einem neu erschlossenen Familien-Wohngebiet nicht hinnehmen. Dieses Vorhaben und seine Umstände sind keine Werbung für die Stadt Köln.

Mit freundlichen Grüßen

Die Unterzeichner fordern die Änderung der Planungen in der genannten Art und Weise. Als Vertreter aller Unterzeichner wird   ________________________ benannt.

Köln, den ____._____.2008
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